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Bleibt der „historische Moment“”, denn genübersaß. Eın Wendepunkt nach un: dem Exodus der Juden AUS Rufßs-
INall kommt heute 1n Israel nıcht einer langen Leidensgeschichte, 1n der land, auf den keiner mehr recht

das Kreuz für S1e und für viele anderehın, immer auch 1n eiınem geschicht- hoften Sicherlich efindet sıch
lıchen, und das heißt 1ın einem verhe1i- eın Symbol der Vertolgung WAar dieser Wendepunkt aut eiıner ganz

und da konnte leicht übersehen WeI- anderen Fbene als der der normalenBungs- und erfüllungsgeschichtlichen
Bezugssystem denken, das VO:  = der den, da{fß dieser Wendepunkt für die diplomatischen Beziehungen zwiıschen
Unzulänglichkeit des täglıchen Lebens katholische Kirche vielleicht schon Zzweı souveranen Staaten, und gew1ß
immer wıeder verdeckt wird. Fuür einıge eıt zurückliegt. Eın solcher pafßt besser in den Zusammenhang
Golda Meır WAar zweıtellos eın hi- Wendepunkt MU: fast zwangsläufig einer unkonventionellen oder gar
storischer Wendepunkt, da{ eın 1srae- auf ıne Linıe gebracht werden mMit der w1e dieses Mal protokollwidrigen
lisches Staatsoberhaupt dem apst g.. Eroberung der Altstadt VO  . Jerusalem Politik.

Gesellschaftliche Entwicklungen  EBr l d
Ist werdendes en keın Rechtsgut?
Zum Abtreibungsurteil des Ober\sten taaten als verfassungswidrig deklariert siınd un: über-

prüft und abgeändert werden mussen. Der Entscheid desBundesgerichts der USA
Obersten Gerichts der USA wurde MIt sieben wel
Stimmen gefällt. Dıie aut Lebenszeit VO Präsidenten eI-Die Entscheidung des Obersten Bundesgerichts der USA

(Supreme Court) VO A Januar, ıne Schwangerschafts- nNnannten NECUN Obersten Bundesrichter beschäftigten sıch
unterbrechung praktisch ZUur Privatsache jeder al se1it November 1971 MI1t der Problematik. FEın Urteil WAar

notwendıg geworden, nachdem die Verfassungsmäßigkeiterklären, kam für die meısten Amerikaner völlig über-
raschend. Sıe löste ıne Diskussion AausS, die ohl noch der Abtreibungsgesetze der Bundesstaaten Texas un

Georgıa durch Musterprozesse bestritten worden WAaFr.tür längere eıt die (Gsemuter erhitzen un: Maßnahmen
SOWI1e Gegenmaßnahmen hervorruten wird. Mıt einer Ahnlich w 1e andere Bundesstaaten sieht die bisherige
Dreistufeneinteilung wollen die Obersten Bundesrichter Gesetzgebung VO  — Texas Möglichkeiten ftür ıne Abtreıi-
den Straftatkomplex „Schwangerschaftsabbruch“ tast bung LUr 1m Falle außerster Gefährdung des Lebens der
total liıberalisieren un: damıt möglichst den „Interessen“ Mutter VTr In Georgıa un: vergleichsweise 1n 12 Wwe1l-

Staaten erlaubt das (jesetz be1 Gefährdung desaller gerecht werden. Staatliche „Interessen“ ZU Schutz
der Mutter un: „potentiellen Leben“ stehen ıhrer mütterlichen Lebens, be1 voraussichtlichen körperlichen

oder geistigen Schäden des Kındes sSOWl1e bei Schwanger-Meıinung yleichberechtigt, aber zeitlich verschoben da Mıt
tortschreitender Schwangerschaft gewannen beide nteres- schaften als Folge VO'  3 Vergewaltigung un Inzest die
sch Bedeutung, un: ” iırgendeinem Punkt“ werde Abtreibung. In der jetzıgen Urteilsfindung des Obersten

Bundesgerichts wırd in der Hauptsache der Fall Texasdie Entscheidung über die Wertigkeıit schwier1g. Deshalb
oll Ende des dritten Monats der Staat Möglich- aufgegriften, während Georgıa Rande erwähnt wird,

aber VO  3 der Grundsatzentscheidung mitbetroften 1STt.keiten ZUr SCHNAUCIEN Umschreibung der notwendigen
Voraussetzungen für ıne Abtreibung erhalten, wäh-
rend Ende des sechsten Monats (der Lebensfähig-
keit) der Staat Schutz tür den Otus  D „Aus logischer un
biologischer Rechtfertigung“ heraus geltend machen Begründung auf historisch
könne. Im Zweifelsfalle gelte aber auch in diesen etzten
drei Oonaten das Leben der Multter (bei erwartender Der Oberste Bundesrichter Harry Blackmim erläuterte
Gefährdung durch ıne Geburt) als oberstes Gebot das Mehrheitsvotum. Doch der umfangreıichen Er-

klärung (Wortlaut in  e National Catholic Reporter,
Die Bedeutung des Urteils lıegt besonders darın, da{fß /3) leiben viele Fragen often. Dıie Befürworter der weıt-
Nnun praktisch die Abtreibungsgesetze tast aller Bundes- gehenden Liberalisierung gestehen 1n einzelnen
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Punkten sowohl ıhre fehlende Kompetenz als auch INan- eigentlich nıe beendeten Diskussion über die „Belebung“
gelnde gesicherte Daten für ıne Beurteilung einzelner un „Beseelung“ des FOötus allmählich die Meınung durch-
Krıiıterien e1in. Dennoch emühen sS$1e sıch, nach einleiten- gESETZLT habe, daß Abtreibung VOTLT dem Zeitpunkt der
den, sehr allgemeın gehaltenen Verweısen auf die Kom- ersten Kıindsbewegung (zwischen der un: 18 Woche
plexität des Themas SOWI1e auf die mıt Emotionen geladene der Schwangerschaft) kaum einen einklagbaren Verstoß
Diskussion über die Abtreibung Je nach Kenntnıis, Erfah- bedeute. Frühere csehr stark divergierende philosophische,
rIungs, Philosophie, Religion un: Einschätzung des Wertes theologische SOWI1e zıvıl- un: kırchenrechtliche Vorstellun-
VO  —$ Leben un Famiılıie, miıt eiınem historischen Rückblick SCn über den Beginn des Lebens hätten eın anerkanntes
den Beweiıs erbringen, daß INan Aaus der Geschichte Gewohnheitsrecht tür die Bestrafung VON Abtreibung VOT
nıchts lernen könne, se1 denn, da{fß die Einstellung ZULE dem Termın der Kındsbewegungen („quickening“) verhin-
Abtreibung eiınem ständıgen Wandel unterlag un: da{ß dert. Die christliche Theologie un das kanonische echt
die heute ZUuUr Debatte stehenden Abtreibungsgesetze der se]len früher ZUrFr Festlegung des „Beseelungs“-Termins
meısten US-Bundesstaaten gesetzlıchen Änderungen in 40 Tag bei männlichen un: 0] Tag bei weıbliıchen
der zweıten Hälfte des 19 Jahrhunderts entspringen. Föten gekommen. Damıt se1 gleichzeitig die Übereinstim-

INUNS verbunden SCW CSCN, daß VOr diesem Termin der
Die Argumentatıon esteht iınsotern auf außerst schwachen Fötus als Teil der Multter anzusehen un seıne Beseitigung
Füßen, als lediglıch festgestellt wird, SCe1 überliefert, nıcht als ord betrachten sel. Angesichts weıter be-
dafß die Perser un: die Griechen un: Römer für stehender Unsicherheit und fehlender empirischer Daten
Abtreibung und die „antıke Religion Abtreibung über die „Beseelung“ und vielleicht dank einer Definition
nıcht verwehrte“. ber die Etappen „Eid des 1ppO- VO Thomas VO  3 quın, der ewegung als eines VO  $ Zwel
krates“, Gewohnheitsrecht un englisches Recht gvelangen Prinzıpien des Lebens definierte, habe INa  > sıch 1m Ge-
die Rıchter schliefßlich 1ın iıhrem hıistorischen Ausflug ZUr: wohnheitsrecht allmählich aut das Prinzıp geeinigt, eigen-
Geschichte des amerikanıschen Rechts, wobej den beiden ständiges Leben VO Zeitpunkt der ersten ewegungen
ersten Kapıteln für die spatere Urteilsbegründung ogrößere anzusetzen. uch iın die englısche un spater ın die
Bedeutung zukommt. Mıt ihrer Hılte sollte nämli:ch der amerıkanische Gesetzgebung (ım Laufe des ahrhun-
Beweıs erbracht werden, da{ß sowohl die Argumente der derts) tand diese Theorie Eıngang, melstens derart, da{fß
arztlichen Ethik als auch die der Kirchen angesichts ıhrer Abtreibung VOTL dem „quickening“ als Vergehen, Abtrei-
Entstehungsgeschichte nıcht ausschlaggebend un: über-
zeugend se1n können.

bung danach jedoch als Totschlag g@hndet wurde.

Die Ausführungen über den Eıd des Hıppokrates siınd ISt Ende des 19 Jahrhunderts kam InNnan 1n den
geradezu eın Verriß dieses „ethischen Führers des medi7z1- meısten Bundesstaaten VO der Unterscheidung zwiıschen
nıschen Beruts“. hne nähere Quellenangaben werden den beiden Perioden aAb un: verschärfte die Gesetzgebung.
wWwe1 verschiedene Übersetzungen herangezogen,; denen In den letzten Jahren kam erstmals 1n einzelnen Staa-

tfen ZUuUr Überprüfung un: teiılweisen Liberalisierung derzufolge sıch der AÄArzt auch verpflichtet, keine Hılfestel-
lung bej einer Abtreibung gewähren. Daran schließen Gesetze. Die Staaten Alaska, Hawaıl, New ork und

Washington sınd die einz1ıgen, die bereits se1it mdie Rıiıchter die bewußt provozıerende rage d} weshalb
Hıppokrates dann nıcht in seiner eigenen eıit mI1t seiner eIit Abtreibung tast völlıg legalisiert haben, w1ıe
Autorität die Abtreibung verhinderte. Nach eiınem als Jjetzt VO Bundesgericht als Norm erklärt wurde.
Kronzeugen herangezogenen verstorbenen Dr Edelstein
beruht diese Diskrepanz darauf, daß Hippokrates un
sein Eıd schon Lebzeiten umstrıitten SCWESCH sind. Nur eın Produkt der viktorianischen el
Wiährend die Griechen 1m allgemeinen zumindest VOTr dem
Zeitpunkt der Lebensfähigkeit des Kindes keine Hem:- In der bisherigen Debatte über die Abtreibungsgesetze
MUnNgeN ZUr Abtreibung gezeıgt hätten, unterstutzte die tauchten drei verschiedene Gründe als Erklärung der
pythagoräische Schule mi1it geradezu dogmatischer Ver- Verschärfung der Gesetze 1mM 19 Jahrhundert un: für ıhr
bissenheit die These VO  - der „Belebung“ Vom Zeitpunkt Fortbestehen bıs ZU heutigen Tage auf Eınmal wurden
der Empfängnis Abtreibung bedeutete tür S1e Zer- S1€e als Produkt der viktorianıschen Zeıt, gyedacht ZUrr Ver-
storung menschlichen Lebens. Das auftkommende Christen- hinderung VO unerlaubtem sexuellem Verhalten, bezeich-
u habe 1mM Einklang miıt der pythagoräischen Ethik Nnet. Für die texanıschen Gesetzgeber trifit dies allerdings
gestanden. YTSt dadurch se1l der Fıd ZU „Kernpunkt schon deshalb aum Z weıl darin nıcht 7zwiıschen Ver-
arztlicher Ecrhik“ un 7A0 „Verkörperung der Wahrheit“ heirateten un: Ledigen unterschieden wiırd. Sicherlich
geworden. Deshalb könne 112  ; nıcht VO „Ausdruck spielte auch das geschärfte Gewissen für die Verantwor-
einer absoluten Norm arztlichen Verhaltens“ sprechen. Lung für das Leben der Multter be]1 den damals bestehen-

den eENOTMEN Risiıken einer jeden Abtreibung ıne wich-
In den Ausführungen über das Gewohnheitsrecht legen tige Rolle Wenn INa  - jedoch damals strikte staatliche

Gesetze die Abtreibung mıiıt der großen Gefähr-die sieben Bundesrichter dar, da{f sıch autf rund der
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zuzählen, die einer Mutltter widerfahren können, WEeNldung der Mutter (u fehlender septischer Vor-
aussetzZunNgen un: ausreichender Vorsorge für ein Gelingen s1e ihren Wıillen ıhr Kınd austragen MU: Mıt

Berufung autf solche Schädigungen un die damıt verbun-der Abtreibung) begründete, kommen 19008  —$ natürlıch
die Befürworter einer Liberalisierung mıiıt dem gleichen ene Freiheitsberaubung der Schwangeren durch staatlıche

Gesetzgebung ftorderten die Klageführenden die BejahungArgument un verweısen auf die mittlerweiıle weitgehende
perfektionierte Entwicklung der Medizın autf diesem des „absoluten Rechts“ der rau un die Berechtigung
Gebiet. Be1 Abtreibungen ın den ersten drei onaten tür s1e, „ihre Schwangerschaft jedweder Zeıt, auf jede
eiıner Schwangerschaft se1 die Müttersterblichkeitsrate Weise un Aus jedem VO  e iıhr selbst gewählten Grund“
heute geringer als bei normalen Geburten. Die Bundes- abbrechen können. Dieser Forderung schloß sıch das
richter leiten daraus ıne veränderte Interessenlage des Gericht jedoch nıcht Es konstatıierte, „dafß das echt
Staates ab, der NnUu  ; lediglich 1n OoOrm VO  } vorsorglichen auf persönlıche Privatsphäre die Entscheidung über ıne
Maßnahmen für eine achmännische und saubere Aus- Abtreibung einschlie{ßßt, dafß dieses Recht jedoch nıcht —-

führung der Abtreibung ZU Schutz der Multter SsO1- eingeschränkt gilt un: mıiıt wichtigen staatlichen Inter-
in Einklang gebracht werden mu($“gCn habe

Den dritten rund für die verschärften Gesetze der letz- Mıt Hılfe detaillierter Darstellungen der embryonalen
ten hundert Jahre sehen die Rıchter 1n dem bewufßt- Entwicklung versuchten die Gegner dieser einselit1g ‚—

gewordenen staatlıchen Interesse bzw. seiıner Pflıcht Z gunsten der Mutltter vorgebrachten Argumente den Beweıis
Schutz vorgeburtlichen Lebens. Diesen Schutz anerkennt erbringen, dafß sıch beiım FOötus bereıits ıne
das Bundesgericht gew1ssen Aspekten auch heute „Person” handele, der INn  —$ die gleichen Rechte zubillıgen

musse. Allerdings heißt in der Begründung desnoch, Sanz gleich WwW1e die Debatte über den Begınn des
menschlichen Lebens weitergeführt wiırd. Wiährend der Urteıils die Anhänger dieser These nıcht 1n der

Lage, „eiınen Fall benennen, der beweıist, da{fß der FOötusVerhandlung, bei der die unterschiedlichsten Gruppen
Wort kamen, wurde auch darum9ob die (jesetze ine Person 1mM Sınne des Verfassungszusatzes S  isSt
ursprünglıch 1im Hınblick auf den Schutz der Multter oder Mıt philologischer Akrıbie zählen die Rıchter all die Stel-
den Schutz des werdgenden Lebens konzipiert 1N1- len der Verfassung auf, denen „Person”“ definiert wird.
gung über diese rage konnte allerdings nıcht erzielt WECI- Dıie wichtigste Definition ezieht sıch aut „Bürger“” als
den Da sıch 1mM Laute der Geschichte auch 1Ur wenıge „Personen, die 1n den Vereinigten Staaten geboren oder
Gerichtshöfe der einzelnen Staaten miıt der Abwägung nationalisıert wurden“. Als Ergebnis wird festgestellt,
dieser beiden Rechtsgüter beschäftigt haben, cah sıch das daß keine Erwähnung sıch auf vorgeburtliche Rechte
Oberste Bundesgericht in erster Linıe veranla{(t, i1ne Ent- ezieht und somıt dem Ungeborenen keıin Rechtsanspruch

als „Person“ zugebilligt werden könne.scheidung allein anhand der Verfassung tällen.

Diese Sıcht 1St keineswegs Hen Dıie Entwicklung 1n die-
O{US ohne personale Qualität? SS Rıchtung hın ZUE Theorie VO  3 der „Unperson”

5ßt sıch zumındest zurückverfolgen auf ıne 1mM Januar
Zur Erreichung dieses Ziels untersuchte das Gericht 1N- 1971 iın Los Angeles abgehaltene Konferenz („Thera-
1eweıt die Verfassung eın echt autf ıne persönlıche peutic Abortion: Symposium Implementation“),
Privatsphäre (personal prıvacy) un: Freiheit über die bei der die Redner peinliıchst darauf edacht I; alle
eigenen Entscheidungen gvarantıert un inwıiıeweıt eiınem Ausdrücke vermeıden, die VO  $ der Sprache her Rück-

schlüsse auf Menschliches bei den Ungeborenen -Ungeborenen das- autf „Personsein“ schon 0>
chen werden ann In der ursprünglıchen Verfassung lassen könnten. So sollte A das abzutreibende Objekt“ nıcht
findet sıch das Recht auf „privacy“ nıcht, jedoch 1n einer „ungeborenes Kind“, sondern „Produkt der Empfängnis“
Reihe spaterer Grundsatzentscheidungen un Verfassungs- geNaANNT werden un: „Abtreibung“ wurde der Aus-
zusatzen (amendments). Besonders der Zusatz gilt aıls druck postconceptive Familienplanung“ empfohlen
Angelpunkt tür die Entscheidung: „Keın Staat oll irgend- (vgl Panul Marx;, The Death Peddlers: War the
eın Gesetz verabschieden oder durchführen, das die Priı- Unborn, St John’s Universıity Press
vilegien oder Freiheiten eines Bürgers der Vereinigten
Staaten beschneidet: auch soll eın Staat ohne eiınen eNt- Das Oberste Bundesgericht versuchte sıch dadurch aus

der Aftäre zıehen, da{ß sıch den tehlenden „Belegsprechenden gesetzlichen Prozefß ıne Person weder des
Lebens, der Freiheit oder des Besıtzes berauben noch für ein Personseıin klammerte un: sıch 1mM übrıgen

Verweıs aut die Uneinigkeit VO  - Medizınern, Philosophenırgendeiner Person in ihrem Jurisdiktionsbereich den gle1-
chen Schutz vorenthalten.“ und Theologen in der Frage des Begınns menschlichen

Lebens selbst VOIl der Verpflichtung freisprach, VO  3 Jur1-
Eben auf dieses echt berufen sıch 1U  3 Befürworter UuN stischer Seıte her diese rage überhaupt klären.
Gegner. In der Urteilsbegründung wırd nıchts unterlassen, Schließlich erschweren ihrer Meınung nach 1NECUC medizinı-

den SdaNzZeCN Katalog VO  3 Schaden un: Nachteil auf- sche Erkenntnisse, die die Emptängnis eher als einen Pro-
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zefß als eın einmalıges Ereignis auffassen sSOWw1e die „Pille Die dem Obersten Bundesgericht VO  ; der Verfassung -
für den Morgen danach“, künstliche Befruchtung, Eın- erkannte besondere Stellung äflßt Grundsatzentscheidun-
pflanzung VO  e Embryos und neuerdings künstliche Gebär- SCHh über die Vertassungsgemäßheit nıcht 1Ur Z sondern
mutter, ohnehin ıne SCeNAUEC Fixierung. schreibt dies o  a VOT. Fragwürdıg 1St jedoch die bereits

erwähnte Ausdehnung eines begrenzten Mustertalles auf
Die Autoren des Mehrheitsgutachtens verweısen darauf, den „Dreistufenplan“. Be1i anderen Mehrheitsverhältnis-
daß außerhalb des stratbaren Abtreibungsbereichs das sen annn eın einmal erfolgter Entscheid wieder rück-
Gesetz bisher jegliche Theorie zurückgewiesen hat, die gängıg gemacht werden. Dıies 1St ın bezug auf eın
dem ungeborenen Leben (posıtıve) Rechte zuspricht. Urteil 1in der Rassenfrage geschehen. Dıieser Mustertall
Nach tradıtionellem echt konnte z. B nıemand Ent- wıird besonders VO  $ der katholischen Kırche, die mehr als
schädigung für Schaden verlangen, der einem Ungebore- alle anderen Institutionen dem Urteil und seiınen Folgen
en VO  - außen zugefügt wurde, selbst WCNN lebend den Kampf ANSESART hat, herangezogen.
geboren wurde. Auch das Erbrecht gesteht dem Ungebo-

einen „ Vormund“ Z doch hängt der Rechtsan- Von katholischer Seıite denkt INan oftenbar die Herbei-
spruch VO]  —_ der Geburt ab führung einer Verfassungsänderung. Allerdings sınd die

Chancen dafür außerst gering. Seit Verabschiedung der
amerikanischen Vertassung 1776 zab 4000 Versuche ZUur

Kompetenzen überschritten? Änderung, jedoch 1Ur 26 erhielten schliefßlich auch noch
die notwendige Zweidrittelmehrheit aller Bundesstaaten.

Die beiden obersten Bundesrichter Wulliam Rehnquist und Nach Umfiragen 1n der Bevölkerung zeigte sıch VOT dem
Byron White veröftentlichten gleichzeitig miıt der ehr- Urteil eın zunehmender TIrend für ıne Liberalisierung,heit ihr Minderheitengutachten den Entscheid. obwohl bei W e1 Volksabstimmungen NovemberWhite war der einz1ige der vier Eerstit 19772 VO  _ Präsident 1977 mehr als 60 0/ für die Beibehaltung der
Nıxon CerINaNnntfen Bundesrichter, der den (Gesetze plädierten. Nach der Urteilsverkündung sanken
Beschluß stımmte, obwohl INa  - ıh ebenso W1e die drei die Stimmen der Befürworter beträchrtlich wahrschein-
anderen Neulinge 1n die Reihe der „Konservatıven“ e1IN- lıch, weıl der Entscheid doch weıter als erwartet e1ng.gestuft un: deshalb nıemals dieses Abstimmungsergebnis Die Präsıdentschaftskandidaten 1xon un McGovern

hatte. Auch die Pro-Stimme des einzigen Katho-
liken den Rıchtern hat 1n katholischen Kreıisen über-

hatten sıch 1im Wahlkampf übereinstimmend eıne
bundeseinheitliche Regelung ausgesprochen. esonders

rascht und teilweise harte Reaktionen hervorgerufen. Autf- Nıxon, der sıch wıederholt außerst präzıse und une1ln-
allend ISt terner, daß bei dieser wichtigen Entscheidung geschränkt die Freigabe ausgesprochen hat, esteht
keine Tau MIt abgestimmt hat 19808  w dem Druck, durch ıne Verfassungsänderung

den Spruch wieder rückgängig machen.
Rıchter Réhnquist rugt VOTLT allem, daß das Gericht seıne
Kompetenzen überschritten habe, da seline Schlußfolge- Die Diskussion über das Urteil wırd verschärft durch die
ung weıt über den ursprünglıch ZUur Debatte stehenden se1it langem andauernden Dıispute über die anzustrebende
Fall (bei dem sıch wahrscheinlich ıne Abtreibung Bevölkerungspolitik der USA 1n der nächsten eIit. Eın
1ın den ersten drei onaten handelte) hinausgehen. Er VO Präsidenten eingesetztes Gremijium hatte 1m vorıgenbehauptet, das Gericht habe der überlieferten Jahr die „Null-Entwicklung“ miıt Kleinstfamilien und
Tradıition den Eınzeltall lediglich als „Stützpunkt“ tür liberalisierter Abtreibung als vorrangıges Miıttel für die
die Demonstration seiner acht un se1nes Wıillens be- Famiıliıenplanung vorgeschlagen. Miıttlerweile z1bt viele

Dıie Auslegung des Begrifts „privacy“ se1 willkür- Gegengutachten, die auf die Geftahren einer solchen Ent-
lıch un: ın keiner Weiıse durch die Verfassung gedeckt. wicklung aufmerksam machen.
Schließlich habe 1868 bei der Verabschiedung des

Zusatzartikels bereits 1N 26 Staaten Abtreibungs- Wiährend sıch die Befürworter der fast totalen Liberali-
DSESETZE gegeben, s£e1 bıs ZU heutigen Tage nıemand sıerung auf die praktische Durchführung der Be-
auf die Idee gekommen, iıne Verbindung zwiıschen dem stımmungen durch Eınrıchtung VO  3 Kliniken und era-
damaligen Zusatz un der Abtreibungsfrage sehen. tungsstellen vorbereıiten, 1St der posıtıvste Beitrag der
Im übrigen se1 die Meınung über das „Recht“ Zur Ab- Kirchen derzeit hre Alternative „Geburtsrecht“, die allen
treibung in der Bevölkerung keineswegs verankert, WwW1e Schwangeren Hılfe anbıetet, ıne eventuelle Adoption VOTLIr-
das Gericht gylauben machen ll Rıchter White kommt bereiten un autfklärend wıirken soll Allerdings machten
ebenfalls dem Schluß, da{ß weder ın der Sprache noch eiıne unabhängige Nationale La:en-Bewegung bereits dar-
1n der Geschichte der Verfassung finden sel, das auf aufmerksam, durch „Humanae vıitae“ habe siıch die
das Urteıl stutze. Der Gerichtshof habe vielmehr „ MNCUES katholische Kırche eigentlich jeder Möglichkeit für ıne
Verfassungsrecht“ verkündet. hne rund un: Autori1- echte Alternative beraubt. bleibt abzuwarten, w1e s1€e
tat dieses Z Kampf die bestehenden sıch in den kommenden Oonaten Aaus dieser Zwickmühle
Gesetze aller Bundesstaaten eın. befreien wırd. Norbert Sommer


